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Homeoffice: Betrachtung aus gewerk-
schaftlicher Sicht – mit Fokus auf das 
Unfallversicherungsrecht 

Key Facts 

• Selbstbestimmtes mobiles Arbeiten verspricht größere Freiheiten bei der 
Arbeitszeit- und Arbeitsortgestaltung und stärkt das Vertrauen zwischen Arbeit-
geber beziehungsweise Arbeitgeberin und Beschäftigten 

• Um das Arbeits- und Sozialrecht für mobil Arbeitende und Beschäftigte im 
Homeoffice zu gewährleisten, muss der gesetzliche Rahmen entsprechend an-
gepasst werden 

• Wer mobil arbeitet, darf vom Gesetzgeber nicht schlechter gestellt werden als 
Beschäftigte, die ihre Tätigkeit in den Räumen des Unternehmens ausüben 

Autorin 

  Anja Piel 

Um die Folgen der pandemischen Ausbreitung zu begrenzen, ermöglichten in der Coronakrise im-
mer mehr Unternehmen ihren Beschäftigten mobiles Arbeiten oder die Ausübung der Tätigkeit im 
Homeoffice. Durch diese Veränderungen ist der Gesetzgeber gefordert, die bestehenden Regelun-
gen im Arbeits-, Sozial- und hier besonders im Unfallversicherungsrecht an die moderne Arbeits-
welt anzupassen. 

In immer mehr Unternehmen wird mo-
biles Arbeiten in Form von Homeoffice 
zum Alltag. Digitale Technologien er-

möglichen es, zu jeder Zeit und von jedem 
Ort aus zu arbeiten. Schon das Ergebnis ei-
ner repräsentativen Umfrage im Auftrag des 
Digitalverbandes Bitkom von 2018 zeigte, 
dass vier von zehn Unternehmen (39 Pro-
zent) ihre Beschäftigten ganz oder teilweise 
Tätigkeiten von zu Hause aus ausüben las-
sen.[1] Mehr noch, jedes zweite Unternehmen 
erwartet, dass der Anteil von Beschäftigten, 
die im Homeoffice tätig sind, in den nächs-
ten fünf bis zehn Jahren weiter steigt. Aus 
unterschiedlichen Befragungen wird deut-
lich, dass flexibles Arbeiten im Homeoffice 
auch bei den Beschäftigten ganz oben auf 
der Wunschliste steht, um Familie, Freizeit 
und Beruf besser zu vereinbaren. 

So zeigt eine Studie des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) 
der Hans-Böckler-Stiftung,[2] dass Beschäf-
tigte, die im Homeoffice arbeiten, im Ver-

gleich zu Beschäftigten ohne Homeoffice 
einsatzbereiter und zufriedener mit ihrem 
Job sind.[3] Zudem gibt es Hinweise dar-
auf, dass Homeoffice mit einer höheren 
Leistung, mehr Engagement und weni-
ger Kündigungsabsichten verbunden ist. 
Schon allein die Möglichkeit, im Homeof-
fice arbeiten zu können, reicht aus, damit 
Beschäftigte einsatzbereiter, zufriedener, 
engagierter und produktiver sind. Durch 
das Angebot, zu Hause arbeiten zu kön-
nen, wird das Vertrauen zwischen Arbeit-
geber beziehungsweise Arbeitgeberin und 
Beschäftigten gestärkt.[4] 

Der Trend zum Homeoffice hat sich, wenn 
auch ungeplant und „ad hoc“, in der 
Coronapandemie verstärkt: Nicht nur, dass 
eine deutliche Mehrheit der Bevölkerung in 
Deutschland der Digitalisierung große Be-
deutung beimisst. Zwei Drittel (65 Prozent) 
sind der Ansicht, dass digitale Technolo-
gien dabei helfen können, die Ausbreitung 
des Coronavirus zu verlangsamen, etwa 

durch Homeoffice. Mitte März 2020, also 
in einem frühen Stadium der Krise, arbei-
tete knapp die Hälfte (49 Prozent) der be-
rufstätigen Befragten ganz oder zumindest 
teilweise im Homeoffice.[5] 

Die große Koalition hat im Koalitionsver-
trag festgehalten, mobile Arbeit zu fördern 
und zu erleichtern.[6] Zur Umsetzung er-
arbeitet das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) derzeit einen Gesetz-
entwurf, um ein gesetzlich verankertes 
Recht auf Homeoffice zu schaffen.[7] Hier 
sind klare Regelungen einzufordern. Ge-
werkschaften weisen schon lange darauf 
hin, dass mobile Arbeit nicht nur Probleme 
löst, sondern neue schaffen kann, wenn 
bestehende Regelungen nicht an eine mo-
derne Arbeitswelt angepasst werden. 

Homeoffice  – was ist das? 

„Homeoffice“ ist kein rechtlicher Begriff, 
sondern dem allgemeinen Sprachgebrauch 
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entlehnt. Gemeint ist zumeist der Fall, dass 
gelegentlich an einem anderen Arbeits-
platz als in dem Gebäude des Unterneh-
mens gearbeitet wird, meist von zu Hau-
se aus. Manche nennen es auch „mobiles 
Arbeiten“ – und in beidseitigem Interesse 
(Beschäftigte und Arbeitgeber/Arbeitgebe-
rin) bleibt ungeklärt, wo denn zumeist tat-
sächlich gearbeitet wird. Diese „Lösung“ 
trägt auch dem Umstand Rechnung, dass 
es eben keine gesetzlichen Regelungen 
gibt. Bestehen allerdings kollektivrecht-
liche Vereinbarungen, geben diese die Aus-
gestaltung des Arbeitens im Homeoffice 
oder allgemein des mobilen Arbeitens vor. 

Eine Abgrenzung gibt es aber doch: Die 
Telearbeit ist rechtlich geregelt. Es han-
delt sich um regelmäßige vertraglich 
vereinbarte Arbeit an einem Bildschirm-
arbeitsplatz zu Hause. Gemäß § 2 Abs. 7 
Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) 
sind Telearbeitsplätze vom Arbeitgeber 
fest eingerichtete Bildschirmarbeitsplät-
ze im Privatbereich der Beschäftigten, für 
die eine mit den Beschäftigten arbeitsver-
traglich oder im Rahmen einer Verein-
barung geschaffene Regelung über die 
wöchentliche Arbeitszeit, die Dauer der 
Einrichtung und die Bedingungen der Te-
learbeit festgelegt ist. Die benötigte Aus-
stattung des Telearbeitsplatzes mit Mo-
biliar, Arbeitsmitteln einschließlich der 
Kommunikationseinrichtungen erfolgt 
durch den Arbeitgeber im Privatbereich 
des Beschäftigten. 

Notwendigkeit eines 
 gesetzlichen Rahmens 

Selbstbestimmtes mobiles Arbeiten ver-
spricht nicht nur größere, individuelle Frei-
heiten bei der Arbeitszeit- und Arbeitsort-
gestaltung. Es wirft auch eine Reihe von 
Gestaltungsfragen auf. Die Tarifvertrags-
parteien haben in jüngsten Tarifverträ-
gen innovative Regelungen für mobiles 
Arbeiten gefunden, allerdings arbeiten 
viele Beschäftigte ohne tarifliche oder 
arbeitsvertragliche Regelungen nach wie 
vor in einer Grauzone der ungeregelten, 
„wilden mobilen Arbeit“. Auch die aktu-
ellen Erfahrungen zeigen, wie wichtig es 
ist, einen gesetzlichen Ordnungsrahmen 
für mobiles Arbeiten zu schaffen: Nach 
den Wochen im Homeoffice werden nun 
Beschäftigte wieder ins Büro zurückgeholt. 
Auf die Wünsche der Beschäftigten kommt 
es oft nicht an. Dabei sollte das Arbeiten 
im Homeoffice gerade dann ermöglicht 
werden, wenn der Bedarf alleine von den 
Beschäftigten ausgeht. Deshalb brauchen 
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
einen Rechtsanspruch auf selbstbestimm-
tes, freiwilliges und widerrufbares mobiles 
Arbeiten, wenn keine dringenden betriebli-
chen Gründe dagegensprechen. Das selbst-
bestimmte mobile Arbeiten darf nicht zu 
Benachteiligungen oder zum Wegfall des 
Arbeitsplatzes im Betrieb führen. Schließ-
lich soll es nicht darum gehen, betriebli-
che Arbeitsplätze wegzurationalisieren, 
sondern darum, mehr Souveränität und 

Gewerkschaften weisen schon lange darauf hin, dass 
mobile Arbeit nicht nur Probleme löst, sondern neue 
schaffen kann, wenn bestehende Regelungen nicht an 
eine moderne Arbeitswelt angepasst werden.“ 

Zufriedenheit bei gleichbleibender Ein-
bindung in die betrieblichen Strukturen 
zu ermöglichen. 

Neben den Freiheiten in der Gestaltung 
braucht die Arbeit von zu Hause auch kla-
re Grenzen. Ohne Regelungen zur Arbeits-
zeit in Grenzen des Arbeitszeitgesetzes und 
ohne Erfassung der gesamten Arbeitszeit 
sind ausufernde Arbeitszeiten und perma-
nente Erreichbarkeit vorprogrammiert – 
auch das hat sich in der letzten Zeit nach-
drücklich gezeigt. Auswirkungen solcher 
Arbeitszeiten sind bekanntlich gesund-
heitsschädlich. Die Erfassung der gesam-
ten erbrachten Arbeitszeit ist seit über 
einem Jahr ohnehin überfällig, nachdem 
der Europäische Gerichtshof (EuGH) eine 
generelle Pflicht zur Erfassung der gesam-
ten Arbeitszeit bestätigt hat. 

Und schließlich muss gewährleistet wer-
den, dass die Beschäftigtendaten der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
von zu Hause aus arbeiten, sicher sind und 
dass diese Personen einen Arbeitssicher-
heit und Gesundheitsschutz erfahren, der 
mit dem der im Betrieb Beschäftigten ver-
gleichbar ist. 

Unfallversicherung und 
 Homeoffice 

Befasst sich die Rechtsprechung der Sozial-
gerichte mit dem Thema Homeoffice, gilt 
der Blick dem Unfallversicherungsrecht. 
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Denn es macht für die anderen Bereiche 
des Sozialrechts erkennbar keinen Unter-
schied, ob die arbeitsvertraglich geschul-
dete Tätigkeit im Betrieb, in der Verwal-
tung oder eben zu Hause verrichtet wird. 
Im Rahmen des Homeoffice verliert das 
häusliche Umfeld teilweise seinen priva-
ten Charakter, da es eben auch beruflich 
genutzt wird. Der gleiche Unfallhergang 
stellt sich damit entweder als ein unver-
sichertes Geschehen dar, weil es sich im 
Rahmen der normalen Haushalt- oder Le-
bensführung ereignete, oder aber als ver-
sicherter Arbeitsunfall, wenn es im Zusam-
menhang mit der betrieblichen Verrichtung 
zum Unfall gekommen ist. 

Die Abgrenzungsprobleme liegen auf der 
Hand: Bei der Prüfung, ob ein Arbeitsunfall 
in privaten Wohnräumen vorliegt, steht die 
Handlungstendenz der versicherten Person 
zum Unfallzeitpunkt im Vordergrund (sub-
jektive Komponente). Zudem ist zu klären, 
ob sich diese Handlungstendenz anhand 
der konkreten Umstände im Einzelfall ob-
jektiv nachweisen lässt. 

Die aktuelle Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts zum 
Homeoffice 

Klassische Unfälle wie beispielsweise 
das Stolpern über eine Türschwelle, das 
Abrutschen von einer Treppenstufe oder 
das Stoßen an einer Tischkante ereignen 
sich sowohl im häuslichen Bereich wie im 

betrieblichen Umfeld. Und statistisch be-
trachtet passieren die meisten Unfälle im 
Haushalt. 

Gleichwohl hat das Bundessozialgericht 
(BSG) einen sicherlich praxisorientierten 
und auch für Beschäftigte im Homeoffice 
nachvollziehbaren Weg gefunden, wie mit 
Unfällen in Räumen oder auf Treppen im 
Homeoffice-Bereich umzugehen ist.[8] Der 
Zweite Senat des BSG hatte in seiner Ent-
scheidung vom 27. November 2018 darge-
tan, dass schon zuvor innerhalb des Senats 
Zweifel bestanden, ob an der Rechtspre-
chung, die zur Feststellung eines versicher-
ten Betriebswegs im häuslichen Bereich auf 
das Ausmaß der Nutzung des konkreten 
Unfallorts abgestellt hatte, festgehalten 
werden könne.[9] Nunmehr wird nicht mehr 
an die Häufigkeit der betrieblichen oder 
privaten Nutzung des konkreten Unfallorts 
angeknüpft – gleichsam einer wie auch im-
mer gearteten objektiven „Widmung“ der 
jeweiligen Räumlichkeiten oder der Mes-
sung der Häufigkeit der „betrieblichen“ 
Nutzung des konkreten Unfallortes. Ent-
scheidend ist bei der Feststellung eines 
Arbeitsunfalls im häuslichen Bereich die 
objektivierte Handlungstendenz der ver-
sicherten Person, eine dem Unternehmen 
dienende Tätigkeit ausüben zu wollen.[10] 
Demnach setzt – geradezu klassisch und 
nicht beeinträchtigt von der „Widmung“ 
des Unfallorts – ein Arbeitsunfall voraus, 
dass die oder der Verletzte durch eine Ver-
richtung während des fraglichen Unfall-

ereignisses den gesetzlichen Tatbestand 
einer versicherten Tätigkeit erfüllt hat und 
deshalb unter den gesetzlichen Unfallver-
sicherungsschutz fällt. Diese versicherte 
Verrichtung hat zu einem zeitlich begrenz-
ten, von außen auf den Körper einwirken-
den Ereignis geführt und dieses Unfaller-
eignis hat einen Gesundheitserstschaden 
oder den Tod der versicherten Person ver-
ursacht. 

So egalitär diese relativ neue Rechtspre-
chung in Behandlung von Unfällen wäh-
rend Verrichtung der versicherten Tätig-
keit – egal ob im Betrieb oder zu Hause 
erlitten – ist, so ungleich ist die Bewertung 
von Unfallgeschehen in Anwendung des 
§ 8 Abs. 2 Nr. 2 Sozialgesetzbuch (SGB) VII, 
je nachdem, ob die Verrichtung dem Un-
ternehmen dienender Tätigkeit im Betrieb 
oder zu Hause stattfindet. Zuletzt im Januar 
dieses Jahres hat das BSG[11] dargetan, dass 
eine im Homeoffice arbeitende Versicher-
te, die auf dem Weg vom Verbringen ihres 
Kindes in den Kindergarten[12] hin zum Ar-
beitsort – dem Homeoffice – einen Unfall 
weder auf einem nach § 8 Abs. 1 SGB VII 
versicherten Betriebsweg noch auf einem 
Weg nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII erlitten 
hat.[13] Es lässt sich nicht verkennen, dass 
der hier zu berücksichtigende Unfall nicht 
auf einem Betriebsweg geschah. Dass er 
aber nicht auf dem „mit der versicherten 
Tätigkeit zusammenhängenden unmittel-
baren Weg[…]nach und von dem Ort der 
Tätigkeit“ (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII) oder 

Das selbstbestimmte mobile Arbeiten darf 
nicht zu Benachteiligungen oder zum Wegfall 
des Arbeitsplatzes im Betrieb führen.“ 
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„von einem unmittelbaren Weg nach und 
von dem Ort der Tätigkeit abweichenden 
Weg[…], um Kinder von Versicherten (§ 56 
des Ersten Buches), die mit ihnen in einem 
gemeinsamen Haushalt leben, wegen ihrer, 
ihrer Ehegatten oder ihrer Lebenspartner 
beruflichen Tätigkeit fremder Obhut an-
zuvertrauen“ (§ 8 Abs. 2 Nr. 2a SGB VII) 
geschah, kann nur angenommen werden, 
wenn davon ausgegangen wird, dass der 
Ort des privaten Aufenthalts und der der 
versicherten Tätigkeit, zwischen denen der 
Weg zurückgelegt wird, räumlich ausein-
anderfallen.[14] Wird dem hingegen streng 
der objektivierten Handlungstendenz ge-
folgt, ließe sich die hier sichtbare Lücke 
konsequent schließen. Gleichwohl skiz-
ziert das BSG selbst den weiteren Weg: 
„Für den Fall der Arbeit in einem Home 
Office müsste eine Versicherung des Wegs 
zu einer Kinderbetreuung vom Senat im 
Wege der Rechtsfortbildung erst begrün-
det werden. Eine solche Erweiterung des 
Versicherungsschutzes obliegt aber dem 
sozialpolitischen Gestaltungsspielraum 
des Gesetzgebers.“[15] 

Zwischenergebnis: Nicht versichert sein 
werden weiterhin alle Wege im Haus im 
Zusammenhang mit privat geprägten Tätig-
keiten, und zwar unabhängig davon, ob sie 
mittelbar mit der im Homeoffice zu erledi-
genden Arbeit im Zusammenhang stehen. 
Der Gang zur Toilette oder in die Küche im 
Homeoffice untersteht keinem Unfallver-
sicherungsschutz.[16] Im Unterschied dazu 
besteht im Betrieb auf dem Weg dorthin 
Versicherungsschutz. Die Gründe dafür 
liegen unter anderem in der fehlenden 
Möglichkeit der Unfallversicherungsträ-
ger, präventiv tätig zu werden. 

Die Notwendigkeit, den Weg vom Homeof-
fice hin zur oder weg von der Kinderbe-
treuung einem Versicherungsschutz zu un-
terstellen, ist offenkundig, will man eine 
Gleichsetzung von „Arbeiten im Betrieb“ 
und „Arbeiten im Homeoffice“ erreichen. 

Prävention im Homeoffice 

Im Rahmen der Prävention zur Überwa-
chung der Maßnahmen zur Verhütung 
von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten, 

arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren ha-
ben die Unfallversicherungsträger weit-
gehende Befugnisse (§ 19 SGB VII). Diese 
gestatten ihnen, Maßnahmen gegenüber 
Unternehmen und Versicherten anzuord-
nen, und verleihen ihnen Rechte zur Über-
prüfung dieser Maßnahmen. Dazu gehören 
unter anderem die Rechte, Arbeitsstätten 
zu besichtigen und Arbeitsmittel zu prüfen 
(§ 19 Abs. 2 Nr. 1 und 4 SGB VII). Dieser 
gesetzliche Auftrag bezieht sich jedoch 
nur auf Betriebe und ist in den Privat-
wohnungen von im Homeoffice Beschäf-
tigten nicht durchzusetzen, weil dem die 
Unverletzlichkeit der Wohnung als Grund-
recht entgegensteht. Darauf hat das BSG 
in seiner Entscheidung zum häuslichen 
Treppensturz aus dem Jahr 2016 bereits 
hingewiesen.[17] Nur in den sehr engen 
Grenzen, wenn von dem häuslichen Ar-
beitsplatz bekannte dringende Gefahren 
für Leib und Leben ausgehen, ist dieses 
Grundrecht eingeschränkt (§ 19 Abs. 2 
Satz 3 und 4 SGB VII). Das BSG kommt 
daher zu dem Ergebnis, dass die Unfall-
versicherungsträger nur eingeschränkt 
zu präventiven, der sicheren Gestaltung 
der Arbeitsplätze dienenden Maßnahmen 
in der Lage sind. Daher ist es nach Auf-
fassung des BSG sachgerecht und nicht 
unbillig, das vom häuslichen und damit 
persönlichen Lebensbereich ausgehende 
Unfallrisiko den Versicherten und nicht 
der gesetzlichen Unfallversicherung, mit 
der gerade die Unternehmerhaftung ab-
gelöst werden soll, anzulasten.[18] Diese 
Problematik gilt genauso für die sich aus 
dem Unfallversicherungsrecht ergebenden 
Pflichten des Arbeitgebers und der Arbeit-
geberin, Maßnahmen zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten un-
darbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 
durchzuführen (§ 21 Abs. 1 SGB VII). 

Im Verhältnis zu den Arbeitgebern wäre 
denkbar, dass im Rahmen der gesetzlichen 
Mitwirkungspflichten der Beschäftigten 
(§ 21 Abs. 3 SGB VII ), die Prävention zu un-
terstützen und den Weisungen des Arbeit-
gebers beziehungsweise der Arbeitgebe-
rin zu folgen, Möglichkeiten zur Regelung 
durch Arbeitsvertrag bestünden. Einzelver-
tragliche Regelungen sind als eher unrea-
listisch anzusehen. Ebenso wie schärfere 

Eingriffsmöglichkeiten des Gesetzgebers zu 
verpflichtenden Zutritts- und Prüfmöglich-
keiten im verfassungsrechtlichen Kontext 
nicht durchsetzbar sein dürften, ist es auch 
unrealistisch, dass einzelvertragliche Re-
gelungen zwischen Beschäftigten und Un-
fallversicherungsträger zustande kämen. 

Tarifverträge und Betriebs-
vereinbarungen 

Soweit Regelungen zur Einbeziehung von 
Beschäftigten in den Unfallversicherungs-
schutz in Tarifverträgen oder Betriebs-
vereinbarungen bestehen, dürften die-
se lediglich deklaratorischen Charakter 
haben. Daher ist zweifelhaft, inwieweit 
ein kollektivrechtliches Instrumentarium 
eine Lösungsoption bietet: Kollektivrecht-
liche Vereinbarungen drücken zwar den 
Regelungswillen der Tarifvertrags- und 
Betriebsparteien aus, dürften aber nicht 
zur Einbeziehung von Sachverhalten un-
ter den Unfallversicherungsschutz des 
SGB VII führen: Hierzu wird regelmäßig 
die Dispositionsbefugnis der Tarifvertrags-
parteien fehlen. Denn dies ist Sache des 
Gesetzgebers. Also sind zur angemessenen 
Absicherung der Beschäftigten im Homeof-
fice spezielle gesetzliche Regelungen er-
forderlich.[19] 

Handlungsnotwendigkeiten des 
Gesetzgebers 

Auch wenn die Rechtsprechung den gesell-
schaftlichen Verhältnissen folgt, bleiben 
Uneindeutigkeiten. Möglich ist, dass die 
durch die COVID-19-Pandemie bedingte 
und vorher nicht zu erwartende Ausbrei-
tung der Praxis, im Homeoffice zu arbei-
ten, auch in der Rechtsprechung Folgen 
nach sich zieht. Das wird die nähere Zu-
kunft zeigen. 

Bezogen auf das Unfallversicherungsrecht 
ist die Rechtsprechung in Bewegung, ohne 
Lücken in der Gleichsetzung von Arbeiten 
im Betrieb und Arbeiten im Homeoffice zu 
schließen. 

In Bezug auf Arbeitsschutz und Prävention 
ist der Unterschied zwischen dem einge-
richteten Arbeitsplatz in Betrieb oder Ver-
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waltung und dem (eher nicht eingerichte-
ten) Arbeitsplatz im Homeoffice evident. 
Auch wenn bislang hierzu keine empiri-
schen Forschungsergebnisse vorliegen, 
dürfte es prima facie so sein: Gerade in 
der Zeit der COVID-19-Krise hat sich, den 
Folgen einer pandemischen Ausbreitung 
vorbeugend, durch das massenhafte Arbei-
ten im Homeoffice oder „mobil“ ein Wild-
wuchs an der Ausstattung der Arbeitsplät-
ze ergeben. 

Hier wird der Gesetzgeber, der sich oh-
nehin des mobilen Arbeitens annehmen 
möchte,[20] gefordert sein. Es bedarf, wie 
der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
es ausdrückt, „fairer Regeln“.[21] 

Und der Gesetzgeber muss handeln. Be-
schäftigte, die mobil arbeiten, müssen 
ohne jeden Zweifel unfallversichert sein 
und dürfen sich nicht nur aufgrund recht-
lich unverbindlicher Erklärungen in Sicher-
heit wähnen. Sie dürfen nicht schlechter 
gestellt werden als Beschäftigte, die am 
Sitz des Unternehmens ihre Tätigkeit aus-
üben. Das gilt in Bezug auf die Ausgestal-

tung der Arbeitsplätze, die zu verrichtende 
Arbeitszeit und es gilt grundsätzlich in Be-
zug auf die Freiwilligkeit ob des „Arbeitens 
zu Hause“. 

Schon vor Jahresfrist hat der DGB ein Dis-
kussionspapier für einen gesetzlichen 
Ordnungsrahmen für selbstbestimmtes 
mobiles Arbeiten veröffentlicht.[22] Kern-
forderungen sind das Recht auf selbst-
bestimmtes mobiles Arbeiten, die unmit-
telbar aus dem Unionsrecht[23] folgende 
vollständige Erfassung der Arbeitszeiten, 
die Stärkung der Nichterreichbarkeit und, 
wie skizziert, die Fragen der Arbeitssicher-
heit und des Gesundheitsschutzes. Die Do-
mäne der kollektiven Mitbestimmung ist 
zu berücksichtigen und den technischen 
Gegebenheiten entsprechend auszuweiten.
All diese Erwartungen folgen lediglich der 
Entwicklung der Produktivkräfte als Kom-
munikations- und Arbeitsmittel. Keines-
falls ist es angemessen, einer nicht vorhan-
denen Bürokratisierung das Wort zu reden, 
in dem der (noch gar nicht gesetzlich ge-
regelte) Arbeitsschutz für Homeoffice-Ar-
beitsplätze zu entbürokratisieren wäre. 

Auch mag es sein, dass in Unternehmens-
kreisen „gesetzliche Regelungen und fak-
tische Hürden für mobiles Arbeiten, etwa 
durch veraltete Vorschriften der Arbeits-
stättenverordnung“ für nicht sinnvoll ge-
halten werden.[24] Um aber den Status quo 
des Arbeits- und Sozialrechts als Schutz-
schirm zu bewahren, ist ein gesetzlicher 
Gestaltungsrahmen für selbstbestimmtes 
mobiles Arbeiten – inklusive Homeoffice – 
erforderlich.[25]   ←
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